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Das Ende der Zwangszivilehe in Osterreich 
als paradoxe Realutopie 
Unorthodoxe Erwägungen zu einer dialektischen Strategie 
kirchlicher Gesellschaftspolitik 
Von Karl-Theodor Ger inge r , Passau 
I . Das Problem 
Jede staatliche Ehegesetzgebung, die über die Regelung der rein 
bürgerlichen Rechtswirkungen der Ehe hinausgeht, muß die Kirche 
von ihrem Eheverständnis her und aufgrund ihres davon geprägten 
Selbstverständnisses ablehnen, sodaß Konflikte mit dem Staat auf die­
sem Gebiet fast unvermeidlich sind. Deshalb war es namentlich in un­
serem Jahrhundert stets ein besonderes Anliegen der Konkordats­
politik des Hl. Stuhls, mit den staatlichen Vertragspartnern auch in der 
Ehefrage zu einer Verständigung zu kommen, die dem Anspruch der 
Kirche mehr oder mitunter auch weniger Rechnung trägt 1. Eine dem 
katholischen Eheverständnis sehr entgegenkommende Lösung 
brachte das österreichische Konkordat 1934 in Art. VII 2 , der freilich 
seit der Okkupation Österreichs durch das damalige Deutsche Reich 
nicht mehr als innerstaatliches Recht angewandt wird. 
Daß das nationalsozialistische Regime demKonkordats-Eherecht 
nichts abgewinnen konnte, ist nicht weiter erstaunlich. Aber auch 
nach Wiedererrichtung der Republik Österreich im Jahre 1945 blieb 
das deutsche Eherecht unter Ausmerzung jener Bestimmungen, die 
„typisches Gedankengut des Nationalsozialismus enthalten" (§ 1 Abs. 
1 R-ÜG), in Kraft, weil eine Rückkehr zum status quo ante 1938 poli­
tisch nicht durchsetzbar war. Um die Beibehaltung des deutschen Ehe­
gesetzes zu rechtfertigen, wurde gelegentlich sogar die völkerrecht­
liche Verbindlichkeit des Konkordates insgesamt in Frage gestellt3. 
Erst Ende 1957 hat die österreichische Bundesregierung in einer Note 
an den Hl. Stuhl die Gültigkeit des Konkordates prinzipiell anerkannt, 
1 Einen ausgezeichneten Überblick bietet A . S c h e u e r m a n n , Die Konkordats­
politik Pius' XII., in: Pius XII. zum Gedächtnis, hrsg. v. H. Schambeck, Berlin 1977, 71 -102. 
2 Vgl. die ausführliche Untersuchung bei B .Pr imetshofer , Ehe und Konkordat. 
Die Grundlinie des österreichischen Konkordatseherechtes 1934 und das geltende 
österreichische Eherecht, Wien 1960, 44-48, 53-58, 70-77. 
3 Über die Argumentationslinien pro und contra s. Kirche und Staat in Österreich, 
hrsg. i. A. d. österr. Bischofskonferenz, Wien 1955, 18-31. 
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zugleich aber festgestellt, daß die eherechtlichen Bestimmungen 
nicht mehr angewandt werden können, weshalb um Verhandlungen 
über ein neues Konkordat gebeten werde. Darauf ging freilich der Hl. 
Stuhl nicht ein,- vielmehr verlangte er volle Vertragstreue der Repu­
blik 4. Und seither wird der Staat bei jeder passenden Gelegenheit an 
seine Vertragspflicht auch auf dem Gebiet des Eherechtes nachdrück­
lich erinnert, wobei in besonderer Weise die Konkordatswidrigkeit 
der obligatorischen Ziviltrauung (§ 15 Abs. 1. EG) hervorgehoben 
wird 5. 
Am Mangel der politischen Durchsetzbarkeit ändern solche An-
mahnungen eines völkerrechtlich verbrieften Rechtsanspruchs aller­
dings nichts; der staatliche Gesetzgeber hat im Gegenteil einen völlig 
anderen Weg eingeschlagen, der namentlich im Ehescheidungsrecht 
dem katholischen Eheverständnis zuwiderläuft. Konnte man vor etwa 
20 Jahren noch davon ausgehen, daß die schon damals geplante Ehe-
rechtsreform eine Erschwerung der Scheidung bringen werde6, so ste­
hen wir heute vor der Tatsache, daß auch rechtlich eine einvernehmli­
che Scheidung möglich ist (§ 55 a EG), und daß mit einiger Geduld eine 
Scheidung sogar gegen den Widerspruch des Partners zu erreichen ist 
(§ 55 Abs. 3 EG). Nicht nur bei der Abtreibung, sondern auch im Schei­
dungsrecht wurde eine „Fristenregelung"7 gefunden, sodaß man fast 
fragen könnte, weshalb für eine Arbeit, die ein kleiner Registratur­
beamter der Besoldungsgruppe D mit Hilfe einer einfachen Additions­
maschine lösen könnte, ein hochqualifizierter akademisch gebildeter 
Richter erforderlich ist (§ 46 EG). Angesichts des herrschenden Rich­
termangels kann diese Frage nicht einmal mit dem sonst so beliebten 
Argument der Arbeitsplatzsicherung beantwortet werden. Jedenfalls 
macht es aber die ständig fortschreitende Aushöhlung des katholisch 
geprägten Eheverständnisses durch den staatlichen Gesetzgeber not­
wendig, Überlegungen über eine Strategie anzustellen, die dieser Ent­
wicklung wirksam gegensteuert oder - sie ad absurdum führt. 
I I . Die A n a l y s e 
Das kanonische Eherecht erhebt den Anspruch, für alle Getauf­
ten zu gelten, sofern nicht im Gesetz selbst Ausnahmen vorgesehen 
4 P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), XVII. 
5 Zuletzt der Apost. Nuntius in Österreich in seiner Ansprache anläßlich der Un­
terzeichnung eines Zusatzvertrages zum Konkordat am 9. 1. 1976: ÖAKR 27 (1976), 82 f. 
(das Datum ergibt sich aus ebd. 195 f.). 
6 P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), 93. 
7 Das Neue Familienrecht. Eine Informationsschrift des Katholischen Familien­
verbandes Österreichs (Schriftenreihe des KFV 2), Wien 1978, 8. 
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sind; dem staatlichen Gesetzgeber wird lediglich zugestanden, die 
bürgerlichen Rechtswirkungen der Ehe zu ordnen (c. 1016). Da der 
Kirche jedoch nur geistliche Zwangsmittel zur Verfügung stehen, 
kann sie diesen prinzipiellen Anspruch nur auf zwei Wegen durchset­
zen: Entweder es gelingt ihr, die Rechtsunterworfenen so an sich zu 
binden, daß diese das kanonische Eherecht freiwillig akzeptieren; 
oder es gelingt ihr, den staatlichen Gesetzgeber dazu zu bringen, daß 
er sein eigenes Eherecht dem kanonischen in möglichst weitem Um­
fang angleicht oder dieses überhaupt rezipiert. Natürlich können bei­
de Wege auch gleichzeitig gegangen werden. Was aber den zweiten 
Weg betrifft, müssen wir einfach zur Kenntnis nehmen, daß von einem 
religiös neutralen Staat immer weniger erwartet werden kann, daß er 
sich von einer spezifisch katholischen Eheauffassung leiten läßt. 
Damit stehen wir vor der Frage, welche Bedeutung der kirch­
lichen Trauung im Bewußtsein der Rechtsunterworfenen zukommen 
kann, wenn und insoweit auch die staatliche Gesetzgebung auf dieses 
Bewußtsein einwirkt. Dabei spielt selbstverständlich das Glaubensbe­
wußtsein der katholischen Staatsbürger eine entscheidende Rolle; 
realistischerweise wird man sich aber einzugestehen haben, daß so­
wohl der formelle Hoheitsanspruch, den der Staat dem der Kirche ent­
gegensetzt, wie auch die Abweichungen im materiellen Eherecht 
nicht ohne Einfluß auf das Bewußtsein auch der Katholiken sind. 
1. Die rein kirchliche Eheschließung 
Seit der Aufhebung des § 67 PStG durch den österreichischen Ver­
fassungsgerichtshof8 besteht in Österreich an sich die Möglichkeit 
der rein kirchlichen Eheschließung. Selbstverständlich ist die Kirche 
daran interessiert, daß kirchlicher und staatlicher Personenstand 
nicht auseinanderfallen. Aus diesem Grund wird von dieser Möglich­
keit nur sehr behutsam Gebrauch gemacht, und die Zulassung zur 
bloß kirchlichen Trauung ist an die Zustimmung des Ordinarius ge­
bunden9, was auf ein partikularrechtliches allgemeines Eheverbot (c. 
1039 § 1) hinausläuft. 
Wenn sich jedoch ein Paar dazu entschließt, auf die standesamt­
liche Trauung zu verzichten und nur kirchlich zu heiraten, dann be­
deutet dies, daß es damit auch auf die bürgerlichen Rechtswirkungen 
der Ehe verzichtet, nicht aber auf die Ehe selbst. Sie wissen sich also 
als gültig verheiratet, nehmen jedoch in Kauf, daß sie von Staat und 
Gesellschaft nicht als Ehepaar anerkannt bzw. angesehen werden. Für 
8 Erk. v. 19. 12. 1955; abgedruckt in: OAKR 7 (1956), 64 ff. 
9 Vgl. WDB1. 94 (1956), 11. 
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dieses Paar und für jene, die das Ehepaar als solches akzeptieren, ist 
also die kirchliche Trauung allein ausschlaggebend; sie unterwerfen 
sich bewußt und ausschließlich dem kirchlichen Hoheitsanspruch, 
was wohl nur mit der persönlichen Wertschätzung des katholischen 
Eheverständnisses erklärt werden kann. 
2. Das Hinzutreten der bürgerlichen Rechtswirkungen 
Als Idealzustand kann man eine rein kirchlich geschlossene Ehe 
unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen selbstver­
ständlich nicht bezeichnen. Daher gibt es seitens der Kirche immer 
wieder Versuche, den Staat dahin zu bringen, daß er der kirchlichen 
Eheschließung die bürgerlichen Rechtswirkungen zuerkennt, ohne 
daß die katholischen Brautleute gezwungen wären, ihren Ehewillen 
auch vor dem Standesamt zu erklären. Die kirchliche Ehehoheit bliebe 
freilich nur dann gewahrt, wenn der Staat nicht nur auf die Zwangs­
zivilehe verzichtet, sondern überhaupt das materielle Eherecht der 
Kirche rezipiert oder anerkennt. Eine Rechtslage, die dieser Situation 
entspräche, ist freilich heute kaum vorstellbar. Im vorigen Jahrhun­
dert jedoch hat es in Österreich aufgrund des Konkordates 1855 eine 
solche gegeben. Darin wurde der Kirche in Art. X die alleinige Ehe­
hoheit zugestanden. Ein Katholik konnte nur in kanonischer Form 
eine staatlich gültige Ehe eingehen, war an das kanonische Eherecht 
gebunden und unterstand ausschließlich der kirchlichen Ehegerichts­
barkeit. Dieser Rechtszustand währte freilich nicht allzulange, da 
durch die Maigesetze 1868 vor allem auf dem G ebiet des Eherechts ein 
eklatanter Vertragsbruch gesetzt wurde, dem im Jahre 1874 die einsei­
tige Aufkündigung des Konkordates insgesamt folgte10. In der Zeit 
aber, da das Konkordat in Geltung stand, muß wohl auch im Rechts­
bewußtsein des Volkes die kirchliche Trauung einen hohen Rang 
eingenommen haben, da die kirchliche Ehehoheit und das durch die 
katholische Glaubenslehre geprägte Eheverständnis durch die 
bürgerlichen Rechtswirkungen noch eine Werterhöhung erfahren 
haben. 
Wer das katholische Eheverständnis teilt, tut dies zunächst ja des­
halb, weil er die ihm spezifischen immateriellen Werte der Ehe, wie et­
wa Unauflöslichkeit und Treue, auch subjektiv mit dem Ehebegriff 
verbindet und die Ehe um dieser Werte Willen schätzt. Treten nun 
aber darüber hinaus auch noch andere Werte hinzu, die die kirchliche 
Trauung aus sich heraus nicht vermitteln kann, tatsächlich aber doch 
10 Näheres bei P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), 13-16. 
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bewirkt, dann führt das naturgemäß zu einer Erhöhung der Wertschät­
zung, zumal die bürgerlichen Rechtswirkungen im praktischen Ehe­
leben viel unmittelbarer erlebt werden, da sie auch Unterhalts- und 
Versorgungsansprüche beinhalten. Wir können sogar noch einen 
Schritt weitergehen. Wenn wir annehmen, daß jemand die immateriel­
len Werte der Ehe weniger hoch einschätzt, so wird er sie doch zumin­
dest in Kauf nehmen und auch die kirchliche Ehehoheit akzeptieren, 
wenn er auf die bürgerlichen Rechtswirkungen nicht verzichten will, 
diese aber nur durch die kirchliche Trauung erreichen kann. 
3. Die Konkurrenz der staatlichen Ehehoheit 
Wenn der Staat der kirchlichen Trauung die bürgerlichen Rechts­
wirkungen zwar zuerkennt, aber gleichzeitig die Möglichkeit ein­
räumt, auch auf andere Weise in deren Genuß zu kommen, dann wird 
sich auch dies auf das Rechtsbewußtsein auswirken. Da nun die staat­
lichen Eherechte der Neuzeit entwicklungsgeschichtlich ihren 
Ursprung im kanonischen Recht haben1 \ von dem sie sich erst allmäh­
lich immer weiter entfernten, ist es verständlich, daß die staatliche 
Konkurrenz unterschiedlich groß sein kann. 
Besonders gering ist diese Konkurrenz im System der Notzivil­
ehe, das in Österreich seit Verabschiedung der Maigesetze 1868 bis 
zur Einführung des deutschen Eherechts im Jahre 1938 geherrscht 
hat. Nach § 75 ABGB lag die Trauungskompetenz zunächst beim je­
weils zuständigen Seelsorger; die der staatlichen Behörde konnte 
bloß subsidiär in Anspruch genommen werden12. Daran hat auch das 
Konkordat 1934 nichts geändert, da es niemanden gezwungen hat, 
sich der kirchlichen Ehehoheit zu unterwerfen, sondern diese nur für 
jene Ehen vorsah, die in kanonischer Form geschlossen worden sind. 
Grundsätzlich blieb also auch der staatliche Anspruch gewahrt, 
wenngleich er nicht besonders wirksam gewesen sein dürfte. Denn 
wer die Notzivileheschließung für sich in Anspruch nahm, hat sich 
damit dem Eherecht des ABGB unterstellt, das in gewisser Hinsicht 
noch strenger war als das kanonische. In § 111 ABGB war nämlich für 
die Ehen der Katholiken, egal in welcher Form sie geschlossen worden 
sind, die absolute Unscheidbarkeit vorgesehen, während nach kano­
nischem Recht wenigstens im Falle des Nichtvollzuges der Ehe eine 
Eheauflösung möglich ist. 
11 Sogar die standesamtliche Trauungszeremonie ist der kanonischen Form nach­
gebildet, sodaß die österreichischen Bischöfe mit Recht von einer „Nachäffung des 
kirchlichen Trauungsritus" sprechen konnten: Kirche und Staat, a.a.O. (3), 46. 
12 Vgl. dazu P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), 17 f. 
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Größer ist die staatliche Konkurrenz jedenfalls im System der 
Wahlzivilehe, in dem auch der katholische Staatsbürger grundsätzlich 
das Recht hat, die Eheschließungsform frei zu wählen, und auf jeden 
Fall in den Genuß der bürgerlichen Rechtswirkungen kommt. In 
Österreich galt dieses System ebenfalls während der Konkordatszeit, 
allerdings bloß in Burgenland, das bis 1934 unter der Herrschaft des 
ungarischen Eherechtes stand, das die obligatorische Zivilehe vorge­
sehen hatte. Insoferne hatte das Konkordat 1934 auch für dieses Bun­
desland eine Reduktion des staatlichen Anspruches bewirkt1 3. 
Praktisch auf Null reduziert werden könnte der Anspruch der Kir­
che auf Ehehoheit, wenn der Staat seinen Bürgern die Möglichkeit ein­
räumt, sich diesem durch den Kirchenaustritt zu entziehen, und wenn 
darüber hinaus politische Kräfte dafür auch noch mehr oder weniger 
vehement Propaganda machen. 
4. Die Konkurrenz des staatlich geprägten Eheverständnisses 
Solange das materielle Eherecht des Staates dem der Kirche weit­
gehend entspricht, kann immerhin noch damit gerechnet werden, daß 
die Ehe als solche in der öffentlichen Wertschätzung keine Einbußen 
erfährt. Wenn freilich der Staat dem kanonischen Eherecht ein eige­
nes entgegensetzt, in dem von den immateriellen Werten der Ehe Ab­
striche gemacht werden, läßt sich eine Verfälschung des Leitbildes 
der Ehe im öffentlichen Bewußtsein kaum vermeiden. Diese These ist 
hauptsächlich an jenen staatlichen Normen zu verifizieren, die den 
Dauercharakter der Ehe betreffen. 
Wenn der Staat eine Scheidungsmöglichkeit nicht vorsieht, 
kommt das kirchliche Unauflöslichkeitsgebot voll zum Tragen, da 
die Rechtsunterworfenen gar nicht auf die Idee kommen können, daß 
eine Ehe dem Bande nach geschieden werden könnte. Läßt dagegen 
der Staat die Ehescheidung zu, dann entsteht zwischen dem Soll-Wert­
bewußtsein und dem Ist-Wertbewußtsein eine Differenz, die umso 
größer wird, je leichter die Scheidung zu erreichen ist. Denn wenn 
auch die Menschen um den formellen und materiellen Anspruch der 
Kirche wissen, ist ihnen doch auch klar, daß der Kirche keinerlei äu­
ßere Zwangsmittel zur Verfügung stehen, mit deren Hilfe sie ihren 
Anspruch durchsetzen könnte. Bei religiös weniger gebundenen 
Kirchengliedern wird daher unweigerlich die Vorstellung auf­
kommen, daß eine Ehe nach Maßgabe der vom Staat festgelegten Mög­
lichkeiten unter Umständen doch scheidbar ist. Selbst wenn der Staat 
der kirchlichen Trauung die bürgerlichen Rechtswirkungen zuer-
13 Vgl. ebda. 53f. 
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kennt, ja sogar dann, wenn eine staatlich gültige Ehe nur durch die 
kirchliche Trauung zustandekommt, verliert diese an Bedeutung, 
wenn der Staat für sich das Recht in Anspruch nimmt, auch kirchlich 
geschlossene Ehen zu scheiden. 
Eine Rechtslage, die für bestimmte Fälle dem in etwa14 entspricht, 
gab es in Österreich während der ersten drei Jahre nach Promulgation 
des ABGB. Der Hoheitsanspruch des Staates zeigt sich nicht nur darin, 
daß die katholischen Staatsbürger nur vor ihrem Pfarrer eine staatlich 
gültige Ehe eingehen konnten, sondern vor allem auch darin, daß der 
Pfarrer unter Strafandrohung gezwungen war, die Trauung vorzuneh­
men, auch wenn sie nach kanonischem Recht verboten oder sogar 
ungültig wäre , 5 . Auch die Ehe konfessionsverschiedener Paare mußte 
vor dem katholischen Pfarrer geschlossen werden. Nach staatlichem 
Recht war aber diese Ehe scheidbar (§115 ABGB). Zwar konnte der 
katholische Partner nicht von sich aus die Scheidung begehren (§116 
ABGB) ? wenn die Ehe aber auf Antrag des akatholischen Teils ge­
schieden wurde, hatte auch der Katholik das Recht, eine neue Ehe ein­
zugehen16. Hinsichtlich der Mischehen wurde also das katholische 
Eheverständnis durch die staatliche Gesetzgebung ausgehöhlt, was 
auch bei Katholiken zu der Vorstellung führen konnte, daß solche 
Ehen eben nicht unauflöslich wären 1 7. 
5. Die Brechung der kirchlichen Ehehoheit 
Weiter oben haben wir von einer Schmälerung der kirchlichen 
Ehehoheit durch den Staat gesprochen, weil wir davon ausgegangen 
sind, daß dieser trotz seines eigenen Anspruches den der Kirche nicht 
grundsätzlich negiert; selbst für den Extremfall einer massiven Kir­
chenaustrittspropaganda seitens des Staates konnten wir annehmen, 
14 Diese Einschränkung ist notwendig, weil jetzt die Situation hauptsächlich unter 
dem gleich zu beschreibenden materiell-rechtlichen Aspekt gesehen wird; die formell­
rechtliche Seite, die sich dabei nicht ausklammern läßt, weist jedoch bereits in die Rich­
tung einer absoluten Ehehoheit des Staates, von der im nächsten Punkt zu sprechen ist. 
Insoferne ist daher das Beispiel nicht ganz treffend. 
15 P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), 4-9, der die Entwicklung genauer darlegt, sieht 
daher in dieser „kirchlichen" Trauung bereits eine Zivilehe, da der Pfarrer nicht als kirch­
licher Funktionär, sondern als Standesbeamter agierte. 
16 Auch bei dieser bigamistischen Ehe mußte der katholische Pfarrer die Trau­
ungsassistenz leisten, was naturgemäß zu Auseinandersetzungen zwischen Kirche und 
Staat führte. Beseitigt wurde das Problem durch die Einführung des staatlichen Ehehin­
dernisses des Katholizismus. 
17 Ähnlich wird ja auch heute vielfach die Meinung vertreten, unauflöslich sei die 
Ehe nur für Katholiken; vgl. G e r i n g e r , Staatliches Scheidungsrecht und kirchliche 
Ehejudikatur, in: OAKR 31 (1980), 268. Daß die Ehe nach katholischer Lehre grundsätzlich 
unauflöslich ist (ebda. 242-246), wird auch von Katholiken nicht immer erkannt. 
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daß der Hoheitsanspruch der Kirche als Tatsache akzeptiert wird und 
eben deshalb unterlaufen werden soll. Vor einer völlig anderen Situa­
tion stehen wir jedoch, wenn der Staat den kirchlichen Anspruch 
überhaupt nicht zur Kenntnis nehmen und durch seinen eigenen er­
setzen will. 
An sich muß ja bereits für die Ehegesetzgebung Josephs IL ein ab­
soluter Hoheitsanspruch des Staates festgestellt werden, da sie von 
der Auffassung getragen ist, daß die Kirche nur für das Sakrament der 
Ehe zuständig sei, während der Ehevertrag in die Kompetenz des Lan­
desherrn falle. Damit wird der Kirche praktisch jede Kompetenz in 
Ehesachen abgesprochen, da eben Vertrag und Sakrament der Ehe 
wegen ihrer realen Identität nicht getrennt werden können. Die Abso­
lutheit des staatlichen Hoheitsanspruches wird zwar verdeckt, weil 
staatliches und kirchliches Eherecht in den wesentlichen Grund­
zügen übereinstimmen und der staatliche Gesetzgeber sogar die 
tridentinische Formvorschrift rezipiert hat, sodaß vordergründig der 
Eindruck entstehen kann, der Staat habe sich dem kirchlichen Ho­
heitsanspruch gebeugt. Tatsächlich hat er sich aber lediglich der 
Kirche und ihrer Amtsträger bedient; sie waren Vollzugsorgane des 
Staates und hatten ausschließlich staatliches Recht anzuwenden, und 
zwar - wie bereits gezeigt wurde - auch dann, wenn dieses gegen 
kanonische Normen verstoßen hat18. Erst als der Staat darauf verzich­
tet hatte, die Pfarrer zur Vornahme kirchlich unzulässiger Trauungen 
zu zwingen19, hat er seinen Hoheitsanspruch wieder relativiert und 
den der Kirche grundsätzlich anerkannt. 
Für jedermann wahrnehmbar wurde die Absolutheit des staatli­
chen Hoheitsanspruches durch die Zwangszivilehe, die in Österreich 
seit 1938 gesetzlich verankert ist2 0. Verschärft wurde dieser Anspruch 
ursprünglich noch dadurch, daß die Vornahme der kirchlichen 
Trauung vor der standesamtlichen verboten war (§ 67 PStG). An sich 
muß man es ja für sonderbar halten, daß der Staat etwas verbietet, was 
für ihn ohnehin irrelevant ist. Aber gerade darin zeigt sich eben die 
Intention des staatlichen Gesetzgebers, auch rein kirchliche Ehe­
schließungen zu verhindern und damit jede Konkurrenz zu seinem 
eigenen Anspruch bis in den religiösen Bereich hinein auszuschal­
ten2 1. Diese Norm wurde zwar im Jahre 1955 aufgehoben, was übrigens 
18 Zum Geist des josephinischen Eherechtes s. G e r i n g e r , a.a.O. (17), 252; vgl. 
auch oben Anm. 15. 
19 Vgl. P r i m e t s h o f e r , a.a.O. (2), 6f. 
20 Zur Entstehung der Zivilehe überhaupt s. W. M. P l ö c h l , Geschichte des Kir­
chenrechtes, Bd. IV, Wien 1966, 194-199. 
21 Das Kirchenrecht ist freilich flexibel genug, solchen Hindernissen auszuwei­
chen, da es auch eine außerordentliche Form der Eheschließung kennt (c. 1098). Gerade 
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nicht der Einsicht und Toleranz des inzwischen demokratisch gewor­
denen Gesetzgebers, sondern der Weisheit unabhängiger Richter zu 
verdanken ist 2 2; die obligatorische Zivilehe ist jedoch geblieben, und 
aus ihr allein folgen die bürgerlichen, d. h. greifbaren, Rechtswirkun­
gen. Für das Bewußtsein der Rechtsunterworfenen hat dies einerseits 
zur Folge, daß in der kirchlichen Trauung oft nur noch eine religiöse 
Zeremonie ohne jede rechtliche Relevanz gesehen wird; andererseits 
werden auch solche „Ehen" für Ehen gehalten, die nach kanonischem 
Recht keine Ehen sind. Daß unter diesen Umständen die Wertschät­
zung der kirchlichen Trauung im öffentlichen Bewußtsein eine erheb­
liche Einbuße erleidet, ist evident; nur kirchlich gebundene Men­
schen werden in ihr den eigentlich ehekonstituierenden Akt sehen. 
6. Die Aushöhlung des staatlichen Hoheitsanspiuches 
In letzter Zeit zeigt sich in der staatlichen G esetzgebung und Judi­
katur immer stärker eine Tendenz, die auf eine Privatisierung der Ehe 
hinausläuft, indem den eheähnlichen Lebensgemeinschaften ehe­
gleiche Rechtswirkungen zuerkannt werden. Obwohl der Staat seinen 
absoluten Hoheitsanspruch damit natürlich noch nicht aufgegeben 
hat, wird dieser doch ausgehöhlt, sodaß jedenfalls die standesamtliche 
Trauung an Bedeutung verliert. In der Praxis könnte dies dazu führen, 
daß auch bloß kirchlich geschlossene Ehen vom Staat als eheähnliche 
Lebensgemeinschaften zu werten und rechtlich in gleicher Weise zu 
behandeln wären. Im Extremfall, wenn der Staat die Lebensgemein­
schaft grundsätzlich der Ehe gleichstellen sollte, hieße dies sogar, daß 
er seinen Hoheitsanspruch völlig aufgäbe. 
So weit sind wir freilich noch nicht. Immerhin gibt es aber - vor al­
lem im Unterhal t s - und versorgungsrechtlichen Bereich - bereits eine 
ganze Reihe staatlicher Gesetze, die tendenziell auf eine Gleich­
stellung von Ehe und Lebensgemeinschaft hinauslaufen. In steuer­
rechtlicher Hinsicht kann es sogar materiell von Vorteil sein, die Ehe 
scheiden zu lassen und als bloße Lebensgemeinschaft fortzusetzen23. 
während der nationalsozialistischen Herrschaft konnten auf diese Weise kanonisch gül­
tige Ehen geschlossen werden, die aufgrund der damals geltenden Rassengesetze des 
Staates verboten waren, ohne daß sich kirchliche Amtsträger einer strafrechtlichen Ver­
folgung aussetzen mußten. 
22 Vgl. Anm. 8; zur Problematik des § 67 PStG s. Ρ r i m e t s h ο f e r, a. a. O. (2), 64-69. 
23 Die Unterhaltskosten für Familienangehörige, also auch für die Ehefrau, sind 
steuerlich nicht abzugsfähig (§ 20 Abs. 1, EStG), wohl aber „auf besonderen Verpflich­
tungsgründen beruhende ... dauernde Lasten" (§ 18 Abs. 1. Ζ. 1. EStG), wozu auch Alimen­
te für die geschiedene Ehefrau zählen. Diese Alimente werden aber bei der geschiede­
nen Ehefrau nicht versteuert (§ 29 Abs. 1 EStG). Jedenfalls scheinen österreichische 
Finanzämter „hier einen Steuervorteil gegenüber intakten Ehen" zu „wittern" (R.Buch-
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Eine eingehende Untersuchung darüber, wie die österreichische 
Rechtsordnung insgesamt zur Lebensgemeinschaft steht, ist in 
unserem Zusammenhang weder möglich noch auch notwendig, da 
sich die Rechtswissenschaft damit bereits befaßt hat24. So mag es 
genügen, beispielhaft auf einige besonders aufschlußreiche Gesetze 
hinzuweisen. 
Als Hinterbliebene und damit Anspruchsberechtigte im Sinne 
des Opferfürsorgegesetzes gilt neben der Witwe auch die Lebensge­
fährtin (§ 1 Abs. 3. lit. a; § 13 a Abs. 2. lit. a). Das allgemeine Sozialversi­
cherungsgesetz überläßt es immerhin dem Versicherungsträger, in 
seiner Satzung vorzusehen, daß die Lebensgefährtin unter bestimm­
ten Voraussetzungen an der Krankenversicherung des Mannes teil­
hat (§ 123 Abs. 8 lit. b) 2 5; das Beamten-Kranken- und Unfallversiche­
rungsgesetz zählt „eine mit dem männlichen Versicherten nicht ver­
wandte weibliche Person" unter denselben Voraussetzungen bereits 
von sich aus zum Kreis der „Angehörigen" (§ 56 Abs. 6). Das Arbeits­
losenversicherungsgesetz wieder spricht mit großer Selbstverständ­
lichkeit davon, daß die Familienzuschläge zum Grundbetrag des 
Arbeitslosengeldes „für Ehegatten (Lebensgefährten) ... zu gewäh­
ren" sind (§ 20 Abs. 2). Auch das Mietengesetz berücksichtigt die 
Lebensgefährten und räumt ihnen ein Eintrittsrecht in das Mietver­
hältnis ein, sofern sie „mit dem bisherigen Mieter bis zu seinem Tode 
durch mindestens fünf Jahre hindurch in der Wohnung in einer in 
wirtschaftlicher Hinsicht gleich einer Ehe eingerichteten Haushalts­
gemeinschaft" lebten (§ 19 Abs. 2 Ζ. 11). Und die Zivilprozeßordnung 
schließlich, die zwar den Lebensgefährten kein Zeugnisverweige­
rungsrecht zugesteht (§ 321 Abs. 1 Ζ. I ) 2 6 , zählt diese doch zu jenem 
Personenkreis, an den eine Zustellung gerichtlicher Schriftstücke 
ersatzweise erfolgen kann (§ 102 Abs. I ) 2 7 . 
a c h e r , Steuerprivilegien. Liebkinder des Fiskus: Profil. Das unabhängige Nachrichten­
magazin, 12. Jg., Nr. 6, v. 9. 2. 1981, 15). Inzwischen hat der Verfassungsgerichtshof eine 
konkrete Beschwerde zum Anlaß genommen, ein Gesetzesprüfungsverfahren einzulei­
ten („Die Presse", Nr. 10.124, v. 18. 12.1981, 4/3). 
24 Vgl. dazu F. S c h n e i d e r , Die rechtliche Stellung der Lebensgefährten: ÖJZ 20 
(1965), 174-179; W.-R. M e l i , Lebensgemeinschaft und Familienrecht in Österreich. 
Festschr. H. Demelius zum 80. Geburtstag. Erlebtes Recht in Geschichte und Gegenwart, 
hrsg. v. G. Frotz u. W. Ogris, Wien 1973, 155-180; F. Ν a m g a 1 i e s, Die eheähnliche Ge­
meinschaft im deutschen, französischen, österreichischen, schweizerischen, engli­
schen, dänischen und tansanischen Recht, Kiel 1978 (jur. Diss.), 89-98. 
25 Ebenso § 10 Abs. 8 GSKVG. 
26 Ebenso § 152 Abs. 1 Ζ. 1 StPO. 
27 Das Gesetz spricht von „zur Familie gehörigen Hausgenossen", was sich nach 
herrschender Lehre nicht auf Untermieter, wohl aber auf Lebensgefährten bezieht. Vgl. 
H. W. F a s c h i n g , Kommentar zu den Zivilprozeßgesetzen. 2, Wien 1962, 585. 
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Eine Legaldefinition des Begriffes Lebensgemeinschaft gibt es 
nicht; nichtsdestoweniger spricht die Judikatur in diesem Zusammen­
hang von einem „Rechtsbegriff", dessen Inhalt durch die Rechtspre­
chung ausgelegt worden ist2 8. So hat der oberste Gerichtshof schon im 
Jahre 1934 (!) die Lebensgemeinschaft als ein „rechtlich geschütztes 
familienähnliches Verhältnis" definiert29, und 20 Jahre später spricht 
er von einem Familienverhältnis „minderer Art" 3 0 bzw. „sui generis"31. 
Wieder fast zwei Jahrzehnte später wird ausdrücklich hervorgeho­
ben, daß die Lebensgemeinschaft „in zahlreichen modernen Gesetzen 
weitgehend eine gesetzliche Gleichstellung mit der Ehe erfahren" 
habe32, zumal das Verhältnis der Lebensgefährten zueinander in 
mancher Hinsicht dem ehelichen Verhältnis ähnlich sei, sodaß sich 
auch ihre Rechte und Pflichten mit denen der Ehegatten vergleichen 
ließen 3 3. Konkret handle es sich bei der Lebensgemeinschaft „um 
einen eheähnlichen Zustand", „der dem typischen Fall des ehelichen 
Zusammenlebens entspricht. Dazu gehören im allgemeinen die Ge­
schlechts-, Wohnungs-und Wirtschaftsgemeinschaft"34, wobei freilich 
- wie bei der Ehe - auch das eine oder andere Merkmal fehlen kann35, 
sodaß die Lebensgemeinschaft mitunter auch bloß als Geschlechts­
und Wirtschaftsgemeinschaft36 bzw. als Wohn- und Geschlechtsge­
meinschaft37 beschrieben wird. Die Geschlechtsgemeinschaft allein 
berechtigt freilich noch nicht dazu, von einer Lebensgemeinschaft zu 
sprechen38; ebensowenig kann aber aus dem Fehlen der Ge­
schlechts-39 oder Wohngemeinschaft40 geschlossen werden, daß kei­
ne Lebensgemeinschaft vorliege. Entscheidend scheint vielmehr zu 
sein, daß es sich bei der Lebensgemeinschaft um eine eheähnliche 
Verbindung der Art handelt, in der ein Partner für den anderen im Not­
fall seine ganzen Kräfte und sein gesamtes Vermögen einzusetzen be-
28 VwGH v. 24. 9. 1969: Ehe- und familienrechtliche Entscheidungen (= EF-Slg.), 
hrsg. v. F. Hinze u. P. Litzlfellner, Wien 1966ff., Nr. 16.309. 
29 OGH v. 18. 9. 1934 (zit. nach S c h n e i d e r , a.a.O. (24), 177). 
30 OGH v. 26.5. 1954: EF-Slg. 1681; OGH v. 7. 11. 1961: EF-Slg. 1694; LGZ Wien v. 16. 
9. 1965: EF-Slg. 6736. 
31 OGH v. 27. 5. 1970: EF-Slg. 13.671. 
32 OGH v. 15. 4. 1971: EF-Slg. 15.570. 
33 OGH v. 7. 11. 1961 (nach S c h n e i d e r , a.a.O. (24), 177). 
34 OGH v. 18. 1. 1962: EF-Slg. 2511; ähnlich OGH v. 10.2. 1965: EF-Slg. 5247; OGH v. 
27. 5. 1970: EF-Slg. 13.671; OGH v. 29. 3. 1977: EF-Slg. 29.651; OGH v. 20. 7. 1977: EF-Slg. 
29.653. 
35 OGH v. 18. 1. 1962: EF-Slg. 2511. 
36 OGH v. 6. 10. 1965: EF-Slg. 4632? OGH v. 19. 12. 1966: EF-Slg. 6801. 
37 OGH v. 30. 8. 1972: EF-Slg. 17.913. 
38 OGH v. 18. 1. 1962: EF-Slg. 2512; LGZ Wien v. 16. 9. 1965: EF-Slg. 6736. 
39 OGH v. 20. 7. 1977: EF-Slg. 29.653. 
40 OGH v. 28. 4. 1970: EF-Slg. 13.640. 
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reit ist41, und daß die Partner einander auch an den zur Zerstreuung 
und Erholung dienenden Gütern teilnehmen lassen42, wie es der aus 
einer seelischen Gemeinschaft und einem Zusammengehörigkeitsge­
fühl entstandenen Bindung entspricht43. Jedenfalls ist die Lebens­
gemeinschaft der Ehe nachgebildet und - wenngleich von geringerer 
Festigkeit und jederzeit auflösbar4 4 - grundsätzlich doch auf Dauer 
eingerichtet45. 
So kommt der Lebensgefährtin zwar nicht grundsätzlich, aber 
doch in der Praxis dieselbe Schlüsselgewalt zu wie einer Ehegattin46. 
Andererseits hat sie, da sie nicht mehr Rechte als eine Ehefrau bean­
spruchen kann47, keinen Lohnanspruch aufgrund ihrer als Lebensge­
fährtin geleisteten Dienste48, zumal sie zur Haushaltsführung recht­
lich nicht verpflichtet ist 4 9 und durch die Bereitstellung von Verpfle­
gung und Bekleidung im gemeinsamen Haushalt ebenso wie eine Ehe­
frau ein Äquivalent für ihre Leistung erhält; aus diesem Grund kann 
sie auch nach Auflösung der Lebensgemeinschaft keine Entschädi­
gung beanspruchen, wie auch einer geschiedenen Ehefrau eine solche 
Entschädigung nicht zusteht50. Jedenfalls entstehen aus einer Lebens­
gemeinschaft keine dienst-51 oder obligationsrechtlichen Verpflich­
tungen52 für den Mann. 
Was die moralische Bewertung der Lebensgemeinschaft in der 
Judikatur betrifft, wird zunächst die Auffassung vertreten, daß sie 
nicht normgemäß sei5 3; relativ kurze Zeit später wird sie aber nicht 
mehr als „an sich" sittenwidrig angesehen54, weshalb auch die Ein­
setzung der Lebensgefährtin als Alleinerbin nicht beanstandet wird 5 5 . 
Somit kann festgestellt werden, daß Gesetzgebung und Judikatur 
die Lebensgemeinschaft der Ehe in mancher Hinsicht gleichstellen. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß sich dies gelegentlich zum Vorteil, 
mitunter aber auch zum Nachteil der Lebensgemeinschaft auswirkt. 
41 VwGH v. 24. 9. 1969: EF-Slg. 16.309. 
42 OGH v. 29. 3. 1977: EF-Slg. 29.651. 
43 OLG Wien v. 30. 10. 1978: EF-Slg. 31.762. 
44 OGH v. 30. 8. 1972: EF-Slg. 17.913. 
45 OGH v. 5. 4. 1967: EF-Slg. 8683; OGH v. 15. 12. 1977: EF-Slg. 28.592; OLG Wien v. 
30. 10. 1978: EF-Slg. 31.762. 
46 LGZ Wien v. 14. 6. 1950: EF-Slg. 1612; OGH v. 15. 4. 1971: EF-Slg. 15.570. 
47 OGH v. 26. 5. 1954: EF-Slg. 1681. 
48 OGH v. 7. 9. 1949: EF-Slg. 1678. 
49 OGH v. 2. 12. 1966: EF-Slg. 8387. 
50 OGH v. 10. 5, 1955: EF-Slg. 1683. 
51 LGZ Wien v. 3. 12. 1953: EF-Slg. 1680. 
52 OGH v. 27. 5. 1970: EF-Slg. 13.671. 
53 OLG Wien v. 19. 7. 1948: EF-Slg. 85. 
54 OGH v. 19. 5. 1954 (nach S c h n e i d e r , a.a.O. (24), 177). 
55 OGH v. 7. 11 1961: EF-Slg. 178. 
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Tendenziell scheint aber die österreichische Gesetzgebung den Un­
terschied zwischen Ehe und Lebensgemeinschaft immer mehr zu ver­
wischen56 und sich den skandinavischen Rechtsordnungen anzuglei­
chen57. Daraus folgt, daß der Staat über den Umweg der Aushöhlung 
des Eheverständnisses darauf verzichtet, seinen Anspruch auf Eheho­
heit durchzusetzen; daraus folgt aber auch, daß die bloß kirchlich ge­
schlossene Ehe vom Staat zumindest als nichteheliche Lebensge­
meinschaft anerkannt werden muß. Je mehr Rechte daher an die Le­
bensgemeinschaft geknüpft werden, desto mehr reduziert sich der 
staatliche Anspruch auf Ehehoheit. 
I I I . Die Konsequenzen 
Wenn wir nun fragen, welche Konsequenzen aus dem oben dar­
gelegten Befund gezogen werden können, haben wir zunächst noch 
einmal jene Punkte hervorzuheben, durch die die Ausgangsposition 
jeder gesellschaftspolitischen Strategie der Kirche in Österreich im 
Hinblick auf die Ehe fixiert ist. An erster Stelle ist hier wohl der Sen­
dungsauftrag der Kirche zu nennen, den Menschen auch in unserer 
Zeit die Ehe als Zeichen des Heils verständlich zu machen; allein aus 
diesem Auftrag leiten sich schließlich einerseits ihr Anspruch auf 
Ehehoheit und andererseits ihr Eheverständnis ab. Damit im Zu­
sammenhang steht der zweite Fixpunkt, daß nämlich dieser Anspruch 
zum Teil durch einen völkerrechtlich verbindlichen Vertrag theore­
tisch abgesichert ist, der jedoch drittens vom staatlichen Vertrags­
partner faktisch nicht eingehalten wird. Das materielle Eherecht des 
Staates entfernt sich viertens immer weiter vom Eheverständnis der 
Kirche, was fünftens zu einer progressiv fortschreitenden Depravie-
rung des Leitbildes der Ehe im öffentlichen Β ewußtsein führt, die sech-
stens noch dadurch verstärkt wird, daß eheähnlichen Gemeinschaf­
ten zum Teil ehegleiche Rechtswirkungen zuerkannt werden. 
Somit scheinen der Kirche grundsätzlich drei mögliche Strate­
gien zur Verfügung zu stehen: das statische Beharren auf dem durch 
das Konkordat 1934 gegebenen Rechtsstandpunkt; die lineare Vertei­
digung der immateriellen Werte der Ehe gegen den staatlichen 
Gesetzgeber; und schließlich die dialektische Förderung einer Fami-
56 N a m g a l i e s , a.a.O. (24), spricht von einer weitgehenden Gleichstellung. 
57 E. D. G r au e, Die nichteheliche Gemeinschaft aus rechtsvergleichender Sicht, 
in: Die nichteheliche Lebensgemeinschaft, hrsg. v. G. Landwehr, Göttingen 1978, 98-
132. 
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lienrechtspolitik, die sich nicht mehr an der formalen Legitimation, 
sondern am Faktum der familiären Gemeinschaft orientiert. 
1. Die statische Strategie 
Das Beharren auf dem Rechtsstandpunkt hat sich, wie schon ge­
sagt wurde, in der Vergangenheit als nicht sehr erfolgreich erwiesen, 
und es gibt keine Anzeichen, die erkennen ließen, daß dies in Zukunft 
anders sein könnte. Da sich mit Art. VII des Konkordates gewiß keine 
Wahlen gewinnen lassen, würde wohl auch eine Änderung in der Zu­
sammensetzung des österreichischen Parlaments die Vertragstreue 
der Republik nicht fördern. Man mag es zwar für seltsam halten, daß 
ein Staat, der seine eigene Unabhängigkeit einem internationalen 
Vertrag verdankt, einen von ihm als völkerrechtlich gültig angesehe­
nen Vertrag so wenig respektiert; aber die Erfüllung des Art. VII 
scheint der Republik ja auch beim österreichischen Staatsvertrag 
schwerzufallen58. Wir werden uns daher damit abzufinden haben, daß 
auch Art. VII des Konkordates totes Recht bleibt. 
Darüber hinaus müssen wir uns jedoch auch fragen, ob es für die 
Kirche und ihr Eheverständnis überhaupt förderlich wäre, wenn in 
Österreich das Konkordats-Eherecht zur Gänze wieder eingeführt 
würde. Auch wenn sich noch immer mehr als 80 % der Österreicher 
dem Staat gegenüber als katholisch bekennen, wäre es doch eine Illu­
sion, zu glauben, daß wir in einer katholischen Gesellschaft leben. Wir 
müssen im Gegenteil davon ausgehen, daß wahrscheinlich sogar die 
Mehrheit auch der Katholiken dieses Landes der Kirche und vor allem 
auch ihrem Eheverständnis eher distanziert gegenübersteht. Diese 
Distanz steigerte sich zweifellos zur Opposition, wenn die Kirche ihre 
Ehehoheit mit staatlicher Rückendeckung durchsetzen wollte? und 
die Opposition bliebe sicherlich nicht auf das Eheverständnis be­
schränkt. Welche Folgen dies für die Pastoral im allgemeinen hätte, 
läßt sich leicht ausmalen. Außerdem könnte ein allzu starker staatli­
cher Schutz die Gefahr in sich bergen, daß mancher Amtsträger der 
Kirche zu selbstsicher würde, wenn er sich der Notwendigkeit ent­
hoben sähe, den oft sehr mühsamen Weg des Überzeugens zu gehen. 
Der Versuchung der geistigen und geistlichen Trägheit kann die 
Kirche jedenfalls sehr viel leichter widerstehen, wenn sie sich bei der 
Verwirklichung ihres Sendungsauftrages auf die ihr gemäßen Mittel 
verläßt, ohne die indirekte Schützenhilfe des Staates in Anspruch 
58 Zur Erinnerung: Dieser Artikel will die nationalen Minderheiten in Österreich 
schützen. Namentlich die slowenische Minderheit in Kärnten hält ihn jedoch für noch 
immer nicht erfüllt. 
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zu nehmen. Wir sollten uns daher wirklich ernsthaft die Frage stellen, 
ob es sinnvoll ist, dem Konkordats-Eherecht nachzutrauern, oder ob 
es nicht in mancher Hinsicht besser wäre, den Staat in einer großzügi­
gen Geste auch formell von seiner Vertragspflicht zu entbinden. 
Allenfalls könnte überlegt werden, ob vom Staat als Gegenlei­
stung nicht wenigstens der Verzicht auf die obligatorische Zivilehe 
gefordert werden könnte, sodaß die bürgerlichen Rechtswirkungen 
der Ehe auch aus der kirchlichen Trauung flössen. Das hätte gewiß 
manchen Vorteil auch hinsichtlich des öffentlichen Bewußtseins. Es 
würde aber wieder weitestgehend paralysiert, wenn der Staat nicht 
gleichzeitig darauf vezichtet, solche Ehen nach seinem Recht zu schei­
den59, womit wir praktisch wieder auf dem Boden des Konkordats-Ehe-
rechtes stünden. Natürlich könnte man sich auf den Standpunkt stel­
len, daß auch aufgrund des Konkordates kein Katholik gezwungen 
gewesen sei, in kanonischer Form zu heiraten60. Die Frage ist aber, ob 
Vereinbarungen zwischen Staat und Kirche ein geeignetes Instru­
ment sind, die zu einem bestimmten Zeitpunkt - möglicherweise 6 1 -
vorhandene Glaubensüberzeugung der Rechtsunterworfenen für alle 
Zukunft festzuschreiben. Auch wenn wir der Auffassung sind, daß die 
Unauflöslichkeit ein Wesensmerkmal nicht nur der christlichen, son­
dern jeder Ehe ist (c. 1013 § 2), können wir nicht übersehen, daß es dazu 
auch andere Meinungen gibt. Und zu den Aufgaben namentlich des 
pluralistischen Staates gehört es gewiß nicht, seine Bürger zum 
Festhalten an einer einmal gewonnenen Einsicht zu verpflichten. Das 
kann auch die Kirche nicht wollen. Gerade sie muß den Mut haben, auf 
äußere Sicherheiten zu verzichten und allein auf Wort und Sakrament 
zu bauen62. 
59 P r i m e t s h o f er, a.a.O. (2), 104, verweist auf Art. 24 des Portugiesischen Kon­
kordats v. 7. 5. 1940, und auf Art. 15,2 des Konkordates mit der Dominikanischen Repu­
blik v. 16.6.1954, wo dies von den staatlichen Vertragspartnern zugestanden wurde, weil 
man von der Vermutung ausging, daß, wer kirchlich heiratet, auf eine Ehescheidung 
durch den Staat von vornherein verzichtet. 
60 Vgl. Kirche und Staat, a.a.O. (3), 42-44. 
61 „Möglicherweise", weil durchaus nicht alle, die kirchlich heiraten, dies aus reli­
giösen Gründen tun. 
62 Das bedeutet selbstverständlich nicht, daß die Kirche auch auf eine eigene 
Rechtsordnung verzichten müßte. Sogar ein geistliches Strafrecht ist ihr durchaus ad­
äquat. Gerade hier zeigt sich aber die besondere Eigenart des kanonischen Rechtes. 
Wenn man nämlich von den mehr disziplinarrechtlichen Normen absieht, zeichnet sich 
das Strafrecht dadurch aus, daß der Straftäter die Strafe vielfach an sich selbst vollziehen 
muß. Auch wenn wir nicht einer „Kirche der freien Gefolgschaft" das Wort reden (J. 
K l e i n , Grundlegung und Grenzen des kanonischen Rechts, Tübingen 1947, 25f.), müs­
sen wir zugeben, daß solcher Strafvollzug nur dort möglich ist, wo kirchliche Gemein­
schaft wirklich erlebt wird. Wird doch schon der Verstoß gegen die Ordnung nur dann 
als solcher empfunden, wenn man sich als Glied einer Gemeinde und dem Volk Gottes zu­
gehörig weiß. Volk Gottes kann aber nur durch Wort und Sakrament entstehen (vgl. K. 
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2. Die lineare Strategie 
Der Sendungsauftrag der Kirche beinhaltet unter anderem auch 
die Verkündigung der neutestamentlichen Offenbarung über die Ehe. 
Aus diesem Auftrag leitet sich ganz ohne Zweifel auch die Pflicht der 
Kirche ab, in die gesellschaftspolitische Diskussion über die Ehe ein­
zugreifen, um auf diese Weise das öffentliche Bewußtsein mitzuprä-
gen. Es liegt daher auf der Linie kirchlichen Wirkens in einem demo­
kratischen Staat, für die katholische Eheauffassung eine Mehrheit zu 
finden, die den staatlichen Gesetzgeber zwingt, sein materielles Ehe­
recht so zu gestalten, daß es, wenn schon nicht der geoffenbarten 
Wahrheit selbst, so doch dem an dieser Wahrheit orientierten mehr­
heitlichen Willen des Volkes Rechnung trägt. In einer pluralistischen 
Gesellschaft wird sich die Kirche in ihrer Argumentation selbstver­
ständlich nicht nur auf die Offenbarung berufen, sondern das Leitbild 
der Ehe, dem sie folgt, als der menschlichen Vernunft entsprechend 
darzustellen versuchen. Wenn daher etwa ein absolutes Scheidungs­
verbot als politisch nicht durchsetzbar erkannt wird, scheint es durch­
aus legitim zu sein, wenn die Kirche nach dem Prinzip des geringeren 
Übels dafür eintritt, daß der Staat wenigstens nur in bestimmten, ge­
nau festgelegten Ausnahmesituationen eine Scheidung zuläßt 6 3. 
Diese lineare Strategie wurde gerade im Zusammenhang mit der 
jüngsten Eherechtsreform64 sowohl von der österreichischen 
Bischofskonferenz65, von Pastoralen Diözesanräten 6 6 wie vor allem 
M ö r s d o r f , Wort und Sakrament als Bauelemente der Kirchenverfassung, in: AfkKR 
134, 1965, 72-79. 
63 Ähnlich verhält sich die Kirche in Osterreich auch in der Abtreibungsfrage. Ob­
wohl sie an sich gegen jede Abtreibung sein muß, hat sie im Kampf gegen die sogenannte 
Fristenlösung den Alternativentwurf der „Aktion Leben" unterstützt, der eine Abtrei­
bung ebenfalls nicht unter allen Umständen unter Strafe stellen wollte. 
64 Vgl. Ehegesetz i. d. F. von 1978: Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch samt 
den einschlägigen Gesetzen und Verordnungen, verweisenden und erläuternden 
Anmerkungen und einer Übersicht der Rechtsprechung der Gerichte, insbesondere des 
Obersten Gerichtshofes, hrsg. v . R . D i t t r i c h u . H . T a d e s , Wien 3 1 1980,1843-1906, ins­
besondere § 55 Abs. 3 EG und § 55 a (1872-1875). 
65 Erklärung der österreichischen Bischofskonferenz zur Scheidungsreform 
(WDB1 116, 1978, 31): „Die österreichischen Bischöfe weisen mit allem Nachdruck darauf 
hin, daß ein zu freizügiges Scheidungsrecht, bei dem etwa eheliche Untreue nach Ablauf 
einer bestimmten Frist automatisch legalisiert wird, allgemein menschliche Grund­
werte, wie Treue, Solidarität und Achtung vor der Person des anderen, in Frage stellt.... 
Sollen Ehe und Familie als unersetzliche Grundlage der Gesellschaft nicht dauernden 
Schaden erleiden, darf ihre Stellung in der Rechtsordnung und damit im Bewußtsein der 
Menschen nicht dadurch entwertet werden, daß ihr Rechtsbestand durch einen bloßen 
Fristablauf willkürlich beendet werden kann". Ebenso der Pressebericht der Frühjahrs­
konferenz der österreichischen Bischöfe: WDB1. 116 (1978), 39; vgl. auch Herbstkonfe­
renz 1978 der OBK, in: OAKR 31 (1980), 192. 
66 Der Wiener Diözesanrat hat am 18. 2. 1978 beschlossen: „Argumente sollen ge­
sammelt werden, die die Unersetzlichkeit der Familie für die Gesellschaft erhärten, und 
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auch vom Katholischen Familienverband Österreichs 6 7 verfolgt. Das 
Ergebnis dieser Strategie ist freilich wenig ermutigend, da sie die ge­
setzliche Festlegung weder der einvernehmlichen Scheidung (§ 55 a 
EG) noch der Fristenautomatik (§ 55 Abs. 3 EG) verhindern konnte. 
Angesichts dieses neuen Scheidungsrechtes ist die nach wie vor auf­
rechte Forderung des staatlichen Gesetzgebers, daß Brautleute im 
Ehevertrag einander zuzusagen haben, „in unzertrennlicher Gemein­
schaft" leben zu wollen (§ 44 ABGB), das Papier nicht wert, auf dem sie 
steht. Dazu kommt, daß ja auch die eheliche Treue vom staatlichen Ge­
setzgeber zwar gefordert (§ 90 ABGB), aber weder zivil- noch straf­
rechtlich geschützt wird 6 8. Es ist ganz offensichtlich, daß sich das 
staatliche Eherecht mehr und mehr von dem G edanken leiten läßt, daß 
die Ehe in ihrem Kern der Privatsphäre angehört, in die sich der Staat 
nicht einmischen soll. Eine von der Bundesregierung bestellte Unter­
suchung kommt denn auch zu dem Ergebnis, „daß die Legitimation der 
Ehe heute primär auf ihrer emotionalen Qualität beruht"69. Zwar spre­
chen sich noch immer, wenn ein Kind vorhanden ist, 68,8% der Öster­
reicher gegen eine Scheidung aus70,- Tatsache ist aber auch, daß die 
Scheidungsrate im Jahre 1977 bereits 22% betrug und sich gegenüber 
jener 20 Jahre vorher nahezu verdoppelt hat71. 
Diese Entwicklung zeigt, daß sich die lineare Strategie der Kirche 
gegenüber der Entwicklung des öffentlichen Bewußtseins als zu we­
nig wirksam erwiesen hat. Das bedeutet selbstverständlich nicht, daß 
sie mit der Verkündigung ihres Eheideals aufhören müßte; anderer­
seits muß sich die Kirche aber die Frage stellen, für welche Art von 
Grundsätze für eine christliche Ehe und Familie sollen verdeutlicht werden" (WDB1 116, 
1978, 33). - Vgl. auch die Resolution des Wiener Diözesanrates zum neuen Familien­
recht: WDB1 116 (1978), 74. 
67 Familienrecht, a.a.O. (7), 7-9, 48-64. 
68 Nach §§ 91 f. ABGB konnte der Mann lediglich als Familienoberhaupt zur „Hint­
anhaltung von Störungen des Hauswesens" seiner Frau den Empfang von Besuchern ver­
bieten, bzw. war er als Mieter berechtigt, dem Besucher das Betreten der ehelichen Woh­
nung zu verbieten und auf Unterlassung zu klagen (OGH v. 8. 4. 1946: EF-Slg. 34). Direkt 
bestand aber kein zivilrechtlicher Anspruch auf Unterlassung der ehelichen Untreue ge­
gen den untreuen Gatten oder gegen Dritte, mithin auch kein Recht auf Klage auf Unter­
lassung ehewidriger Handlungen. Der ursprünglich gegebene strafrechtliche Schutz (§ 
525 StG) wurde durch die Strafrechtsänderung 1971 aufgehoben, weil der Gesetzgeber 
durch die Einschaltung des Strafgerichtes „eine Wiederherstellung getrübter ehelicher 
Beziehungen nicht annimmt" (OGH v. 23. 11. 1972: EF-Slg. 16.870). 
69 W. S c h u 1 ζ u. a., Ehe- und Familienleben heute. Einstellungen und Bewertungen, 
Wien 1980, 54. 
70 Ebda. 42. 
71 Ebda. 41.- Für das Jahr 1976 teilt der KFV mit, daß es das Jahr mit der höchsten 
Scheidungsrate seit 25 Jahren gewesen sei (absolut 11.163 Ehescheidungen gegenüber 
45.767 Eheschließungen); dadurch wurden 12.562 Kinder betroffen, was seit 1965 eine 
44%ige Steigerung sei: Familienrecht, a.a.O. (7), 45. 
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Ehe sie von einem katholischen Standpunkt aus auf die Barrikaden 
steigt, wenn sie weiterhin Treue und Unauflöslichkeit verteidigt und 
sich damit an Staat und Öffentlichkeit wendet, deren Eheverständnis 
sich von dem der Kirche schon lange wesentlich unterscheidet. Das 
undifferenzierte Eintreten für „die Ehe" bedeutet letztlich, daß die Kir­
che auch solche Ehen verteidigt, die nach ihrem Verständnis gar kei­
ne Ehen sind. Immerhin wurden im Jahre 1975 in Österreich nur noch 
66 % aller Ehen auch kirchlich geschlossen, und bloß 84,2 % jener Ehen, 
bei denen eine kirchliche Trauung möglich gewesen wäre 7 2 . Solange 
es die Zwangszivilehe gibt, müssen wir uns aber realistischerweise da­
mit abfinden, daß auch viele der Kirche entfremdete Katholiken in ihr 
den eigentlichen ehekonstituierenden Akt und in der kirchlichen 
Trauung allenfalls einen magischen Ritus oder gar nur einen folklori­
stischen Aufputz sehen, auf den man notfalls auch verzichten kann. Da 
die bürgerlichen Rechtswirkungen der Ehe allein aus der standesamt­
lichen Trauung erfließen, dürfte es ein ziemlich aussichtsloses Unter­
fangen sein, den Menschen einzureden, daß solche Trauungen keine 
wirklichen Ehen begründen. Gesellschaftspolitisch mag es daher zwar 
richtig sein, wenn die Kirche die Ehe an sich verteidigt73,* ein Beitrag 
zur Förderung des katholischen Eheverständnisses wird damit unter 
den gegebenen Umständen jedoch nicht geleistet. Man müßte viel­
mehr zwischen Ehe und sogenannter Ehe genau unterscheiden und 
die Strategie auf eine neue Basis gründen, die die Schwächen der staat­
lichen Gesetzgebung ausnützt. 
3. Die dialektische Strategie 
Der Staat käme einer solchen Strategie insoferne entgegen, als er 
in Gesetzgebung und Judikatur - wie bereits gezeigt wurde - einer­
seits gerade die wesentlichen Belange der Ehe weitgehend der Privat­
autonomie der Eheleute anheimstellt und andererseits die freien 
Lebensgemeinschaften in mancher Beziehung mit denselben Vortei­
len ausrüstet, die ursprünglich nur den ehelichen Gemeinschaften 
zugute kommen sollten. In einer Art Zangenbewegung geht die Ab-
72 Institut für kirchliche Sozialforschung. Mitteilungen, Wien 1981 (Nr. 25), 2; die 
Vergleichszahlen aus 1949: 71,5 % der Ehen wurden auch kirchlich geschlossen? bei 
jenen Eheschließungen, bei denen eine kirchliche Trauung möglich gewesen wäre, 
betrug der Prozentsatz 88,1. - Die Zahl der (bloß standesamtlich geschlossenen) Zweit­
ehen ist offenbar im Steigen begriffen, was bei der Steigerung der Scheidungsrate durch­
aus einleuchtet. 
73 So wendet sich der Erzbischof von Salzburg am 15.2.1981 gegen die Abwertung 
der Ehe durch das „Zusammenleben ohne Trauschein", da die Kirche die „zum Segen der 
Menschheit eingesetzte Institution Ehe nicht aufgeben" könne (Wiener Kirchenzeitung 
v. 22. 2. 1981, 1). 
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wertung der Ehe im immateriellen Bereich mit der Aufwertung der 
Lebensgemeinschaften im materiellen Bereich einher, sodaß es viel­
leicht nur noch eine Frage der Zeit ist, bis die beiden Entwicklungen so 
aufeinandertreffen, daß die standesamtliche Trauung höchstens noch 
für das Namens- und Staatsbürgerschaftsrecht von Bedeutung ist7 4. 
Dies wird dann der Zeitpunkt sein, zu dem spätestens sich viele Paare 
fragen werden, was der Weg zum Standesamt eigentlich bringt. 
Vorerst mag das noch utopisch klingen. Vor allem in v^sorgungs- I 
rechtlicher Hinsicht ist es noch immer vorteilhafter, den staatlichen 
Trauschein zu erwerben, wenngleich von einer Sicherheit besonders 
der geschiedenen Frau schon heute nicht mehr gesprochen werden 
kann, wenn etwa der Mann eine zweite Ehe eingeht75. Die Frage ist 
aber, ob die Kirche nicht jene Tendenzen unterstützen sollte, die letzt­
lich auf eine staatlich sanktionierte Gleichwertigkeit von Ehe und 
Lebensgemeinschaft hinauslaufen. 
Zunächst mag es gewiß absurd erscheinen, an die Kirche ein 
derartiges Ansinnen zu stellen. Und es wird auch niemand von ihr ver­
langen, ihre Ehevorstellung aufzugeben oder auch nur zu verschwei­
gen. Sie wird im Gegenteil vestärkt bemüht sein müssen, den Men­
schen die Größe und Einmaligkeit der Ehe, wie sie sie versteht, klarzu­
machen. In gleicher Weise wird sie aber auch aufzuzeigen haben, daß, 
was der staatliche Gesetzgeber unter Ehe versteht, eigentlich bloß ei­
ne inhaltsleere Form ist, die, wenn sie zerbricht oder von vornherein 
mißachtet wird, sich von der partnerschaftlichen Beziehung in einer 
bloßen Lebensgemeinschaft überhaupt nicht mehr unterscheidet. 
Denn auch wenn gesagt wird, daß die Lebensgemeinschaft eine gerin­
gere Festigkeit habe als die Ehe76, wird sie letztlich doch als eine auf 
Dauer angelegte Gemeinschaft angesehen77, die dem typischen 
Erscheinungsbild der Ehe entspricht78, ohne rein formell eine Ehe zu 
74 Hinsichtlich der Staatsbürgerschaft läge der Vorteil der standesamtlichen 
Trauung nur in der Automatik des Erwerbes (§ 9 StbG); mit einiger Geduld könnte sie 
aber auch im Wege der Verleihung erworben werden (§ 10 StbG). Eine Namensänderung, 
damit die Lebensgemeinschaft den äußeren Anschein der Ehe erhalte, hat der Verwal­
tungsgerichtshof im Jahre 1969 zwar noch abgelehnt (VwGH v. 11. 11. 1969: EF-Slg. 
14.731); doch abgesehen davon, daß sich auch die Judikatur ändern kann, böte in man­
chen Fällen das Institut der Adoption einen Ausweg. 
75 So wird der Unterhaltsanspruch gemindert, wenn dem allein oder überwiegend 
schuldig geschiedenen Gatten aus einer Wiederverheiratung neue Unterhaltspflichten 
erwachsen (§ 67 Abs. 1 EG). 
76 OGH v. 30. 8. 1972: EF-Slg. 17.913. 
77 OGH v. 5. 4. 1967: EF-Slg. 8683? OGH v. 15. 12. 1977: EF-Slg. 28.592; OLG Wienv. 
30. 10. 1978: EF-Slg. 31.762. 
78 OGH ν 18. 1. 1962: EF-Slg. 2511; OGH v. 29. 3. 1977: EF-Slg. 29.651; OLG Wien v. 
30. 10. 1978: EF-Slg. 31.762; ähnlich OGH v. 28. 4. 1970: EF-Slg. 13.640. 
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sein79. Dieses Bild der Lebensgemeinschaft entspricht inhaltlich 
genau dem Ehebild des Staates, der die Ehe theoretisch ebenfalls für 
„unzertrennlich" erklärt (§ 44 ABGB), praktisch aber jederzeit scheidet 
(§§ 55 Abs. 3, 55 a EG). Der Unterschied zwischen Ehe und Lebensge­
meinschaft besteht für den Staat, wenn man von den nicht identischen 
versorgungsrechtlichen Regelungen absieht, nur darin, daß einmal 
ein Trauschein vorhanden ist und das andere Mal nicht. Da nun aber 
der staatliche Trauschein für die Kirche völlig wertlos ist, ist nicht zu 
sehen, weshalb sie der bloß standesamtlich geschlossenen Ehe gegen­
über der Lebensgemeinschaft den Vorzug geben sollte. Für sie sind 
beide Verbindungen Nicht-Ehen. 
Die Kirche kann daher ohne weiteres dafür eintreten, daß sich das 
staatliche Familienrecht nicht an der staatlichen Sanktionierung, son­
dern ausschließlich an der Tatsache des Zusammenlebens orientiert80. 
Und sobald dieses Ziel erreicht ist, kann sie von den Kirchengliedern 
verlangen, daß sie auf die standesamtliche Trauung verzichten, da in 
diesem Fall die kirchliche Trauung die Begründung einer staatlich 
akzeptierten Lebensgemeinschaft mit allen materiellen Konsequen­
zen darstellte, sodaß eine standesamtliche Trauung überflüssig wäre. 
Damit wäre in einem dialektischen Prozeß die Zwangszivilehe ad ab­
surdum geführt. 
Selbstverständlich muß damit gerechnet werden, daß in diesem 
Fall verhältnismäßig viele Paare weder standesamtlich noch kirchlich 
heiraten ,· vermutlich wären dies aber dieselben, die aufgrund des noch 
geltenden Familienrechtes bloß zivil geheiratet und daher ohnehin 
keine kanonisch gültige Ehe geschlossen hätten. Jene Menschen 
aber, die ihre Liebe zueinander ernst nähmen und daher erwarteten, 
daß sie auch von der Umwelt ernst genommen werden, sähen dies 
allein in der Gemeinschaft der Glaubenden gewährleistet. Sie würden 
daher kirchlich heiraten? und dies wäre für die Kirche die Chance, die 
Richtigkeit ihrer Eheauffassung von einem neuen Anfang her auch 
existenziell unter Beweis zu stellen, was zweifellos auch eine missio­
narische Wirkung hätte, weil das Wort der Verkündigung durch die 
Wirkkraft des Sakramentes verifiziert würde. 
Diese dialektische Strategie war schließlich schon einmal erfolg­
reich. Auch im System des römischen und des germanischen Rechts 
hat es eheähnliche Gemeinschaften gegeben, die von Staat und Ge-
79 LGZ Wien v. 16. 9. 1965: EF-SLg. 6736. 
80 Deshalb wäre es keineswegs ein Grund zu besonderer Erregung, wenn einem 
Mann, der ohne Trauschein mit einer Frau zusammenlebt, ein „Verheirateten-Zuschlag" 
nach dem Besoldungsrecht zuerkannt würde, wie dies das Berliner Verwaltungsgericht 
kürzlich getan haben soll (vgl. Wiener Kirchenzeitung v. 15. 2. 1981, 2). 
485 
Seilschaft - meist aus Gründen des Standesunterschiedes - nicht als 
Ehen anerkannt wurden, wohl aber von der Kirche, obgleich diese 
auch damals schon gegen reine Konkubinate aufgetreten ist. Wenn 
diese Lebensgemeinschaften aber auf Dauer angelegt und monogam 
gewesen sind, hatte die Kirche keine Schwierigkeiten, sie als Ehen an­
zuerkennen und auf diese Weise die Ungerechtigkeit des staatlichen 
Eherechts zu umgehen81. Die Ausgangssituation ist heute sicherlich 
anders als damals. In gewisser Hinsicht dürfte es aber auch heute 
leichter sein, ganz von vorne zu beginnen, als einen ziemlich verfahre­
nen Karren wieder in Bewegung zu setzen, damit er in eine einigerma­
ßen katholische Richtung fährt. 
Eine absolute Erfolgssicherheit kann dieser Strategie freilich 
nicht garantiert werden, da ein Scheitern auch bloß kirchlich ge­
schlossener Ehen aufgrund der menschlichen Schwäche nicht auszu­
schließen ist. Die faktische Wirksamkeit der sakramentalen Gnade 
entzieht sich eben jedem Kalkül. Doch mit diesem Risiko sollten wir le­
ben können. 
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